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1.	Nach Massgabe von Artikel 12 der Geschäftsordnung unterbreitet das Büro dem Verfassungsrat den Entwurf des Jahresbudgets und die Rechnung im Rahmen der vom Gros�sen Rat gewährten Kredite.








2.	Für das Jahr 2001 erstellte das provisorische Büro ein Budget, das vom Grossen Rat genehmigt wurde. Der bewilligte Gesamtkredit beträgt 873'000 Franken.








3.	Bei der Erstellung des Budgets lag die Geschäftsordnung noch nicht vor, so dass die Mitglieder des provisorischen Büros ihre Auswirkungen in Bezug auf die Organisation noch nicht genau beziffern konnten.





	Aufgrund der Rahmenplanung und des Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts des Büros musste das Budget mit dem Einverständnis der Fraktionspräsidenten überprüft werden. Dies führte insbesondere zu einer Kreditüberschreitung, die im Rahmenkredit für die Totalrevision der Verfassung berücksichtigt werden muss.








4.	Nach der Annahme des Budgets 2001 und des voraussichtlichen Budgets 2002–2004 wird das Büro die zuständigen Behörden für die gesamte Verfassungsrevision um ein Globalbudget ersuchen, wie es im Verordnungsentwurf definiert ist. Ein solches Globalbudget wird die Autonomie des von der geltenden Verfassung anerkannten und vom Stimmvolk legitimierten Verfassungsrats verstärken. Der Verfassungsrat muss aber trotzdem jedes Jahr ein Budget erstellen, das in den Voranschlag des Staats aufgenommen wird.








5.	Die Entschädigungen der Verfassungsrätinnen und -räte wurden gemäss den auf den Grossen Rat anwendbaren Kriterien berechnet (vgl. Art. 6 der Geschäftsordnung), d.h. nach Massgabe des Dekrets vom 15. Februar 1996 über die Entschädigung der Fraktionen und der Mitglieder des Grossen Rates (vgl. Beilage).








6.	Die Gehälter des Sekretariatspersonals wurden gemäss dem Gesetz über die Besoldungen des Staatspersonals und der darin aufgeführten Gehaltsskala festgesetzt.








7.	Als Vergleich sei erwähnt, dass sich der im Voranschlag 2001 aufgeführte Kredit für den Grossen Rat auf 1'195'060 Franken beläuft, wobei die Gehälter des Sekretariatspersonals über den Voranschlag der Staatskanzlei laufen.








8.	Das Budget 2001 und das voraussichtliche Budget 2002–2004 beruhen gezwungener�massen auf der Rahmenplanung (vgl. entsprechende Verordnung) und auf dem Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept. Falls diese geändert werden, muss die Finanzplanung natürlich ebenfalls überprüft werden.








9.	In Bezug auf die verschiedenen Entschädigungen ist zu beachten, dass die Reiseentschädigungen inbegriffen sind.














	Die Präsidentin:








	Rose-Marie Ducrot























Beilage erwähnt


